UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Müntefering spielt die 
beleidigte Leberwurst: 


»Ich bin es leid, daß 
mir alle naselang vor- 
gehalten wird: 
Du warst doch gegen 
die Mehrwertsteuerer- 
höhung.« 

(Welt am Sonntag, 17.9.2006) 


Ist es angesichts solcher Po- 
litiker ein Wunder, daß in 
Berlin und Mecklenburg-Vor- 
pommern rund 40 Prozent der 
Wähler überhaupt nicht mehr 
zur Wahl gingen und die NPD 
trotz überschäumender Me- 
dienhetze in Mecklenburg-Vor- 
pommern wegen der Unglaub- 
würdigkeit der Altparteien 7,3 
Prozent der abgegebenen 
Stimmen erhielt? 


Die sechs NPD-Abgeordne- 
ten im Schweriner Landtag 
werden es nicht leicht haben: 
»Rechtsradikale Verbrecher 
gehören nicht in den Landtag, 
sondern vor Gericht«, geiferte 
der SPD-Generalsekretär Hu- 
bertus Heil am Wahlabend in 
die Fernsehkameras. 


Statt sich aber über die an- 
gebliche Dummheit der Wäh- 
ler enttäuscht zu fühlen und 
sich über »Verbrecher« und 
»Rattenfänger« zu empören 
(als ob 59.674 NPD-Wähler 
Ratten sind, weil sie nicht wie 
gewünscht abgestimmt ha- 
ben!), sollten sich die früheren 
»großen Volksparteien« end- 
lich einmal fragen, warum sie 
aus Sicht des Volkes kein Ver- 
trauen mehr verdienen. 
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Es gibt nur einen einzigen Grund, 


überhaupt noch zur nächsten Wahl zu gehen: 


Wählertäuschung 


ist nicht strafbar, 
da hilft nur Abwahl! 


»Jetzt gilt der Koalitionsvertrag«. Vizekanzler Müntefering 


»Wir werden gemessen an den Versprechen aus den Wahl- 
kämpfen. Das ist unfair. Dazwischen hat es ein Ereignis ge- 


geben, die Bundestagswahl.« 


So Vizekanzler Müntefering auf 
einer Pressekonferenz mit Angela 
Merkel am 29.8.2006. 


Damit müßte nun langsam auch 
dem Gutgläubigsten das Licht auf- 
gehen, daß alle Wahlkampfver- 
sprechen dieser Parteien nach je- 
der Wahl Hohn und Spott sind. 


»Nein zur Merkelsteuer« plaka- 
tierte die SPD vor der Wahl, und nun 
wird sie in trauter Einigkeit nicht um 
zwei (wie die CDU es wollte), son- 
dern um drei Prozentpunkte erhöht, 
was in Wahrheit eine Steuererhö- 
hung um 18,75 Prozent bedeutet. 


Die CDU versprach eine Senkung 
der Kassenbeiträge, um Arbeits- 


plätze zu schaffen. Jetzt drohen sie 
kräftig erhöht zu werden. 


Warum soll man also noch Par- 
teien wählen, die nach der Wahl 
das Gegenteil von dem tun, was 
sie vor der Wahl versprechen? 


AUS DEM INHALT: 


Steuerreform: 
Immer auf die Kleinen S13 


Eurotopia wird immer teurer S. 4 


Wie steht es um unsere 


Volksvertretung? S. 5-8 


Deutsche Jahrhundertkrise 
und ihre Bewältigung S. 9-10 
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Das offene Wort 


»Wie weit sind unsere Politiker 
eigentlich schon von der Ba- 
sis entfernt? Die Vorschläge 
der letzten Tage, kein neues 
Auto, keinen Urlaub — schon 
gar nicht für Hartz IV-Empfän- 
ger — oder die Witwenrenten 
zu kürzen, zeugen von einer 
Weltfremdheit, die mich doch 
sehr erschreckt. 


Peter Gunold, Bochum« 
(Leserbrief in der WAZ vom 28.8.2006) 


»Die Unruhe wächst« 


Frankfurter Rundschau 


24.8.2006 


»Auf der einen Seite wird So- 
zialabbau bis zum Erbrechen 
betrieben, auf der anderen 
Seite werden Milliarden Euro 
für Rüstung und Kriegsführung 
durch unseren Staat ausgege- 
ben. 


Politiker der SPD wollen die 
Witwenrenten kürzen, die CDU 
stimmt unter Zustimmung von 
Arbeitsminister Müntefering 
(SPD) Einschränkungen bei 
Arbeitslosen zu. 


Unter der Rubrik „in Kürze“ 
kann man in wenigen Zei- 
len lesen, „deutsche U-Boote 
für Israel“. Da werden in ein 
Kriegsgebiet, das bereits jetzt 
vor Waffen strotzt, Waffen ge- 
liefert, obwohl es für die Liefe- 
rung von Rüstung in Krisenge- 
biete eine weltweite Ächtung 
gibt. 

Nicht nur das, die Bundesre- 
gierung ist auch noch bereit, 
ein Drittel der Kosten (333 Mil- 
lionen Euro) zu übernehmen. 


Innenpolitische Unruhen, die 
sich aus solchen politischen 
Strategien entwickeln, kann 
man dann nur noch wie vom 
Innenminister Schäuble ver- 
langt, mit Militär, das auch im 
Inland seine Aufgabe bekom- 
men soll, niederschlagen. 


Helmut Usinger, Offenbach« 
(Leserbrief in der FR vom 26.8.2006) 
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Schnapsideen oder planmäßige 
Familienzerstörung? 


Kein Hinterbänkler, sondern der wirtschaftspolitische Sprecher 
der SPD, Dr. Rainer Wend, kündigte am 23.8.2006 ein »langfristiges 
Programm« an, das tiefe Einschnitte bei den Sozialleistungen für 


Frauen vorsieht. 


Die Witwenrente müsse gekürzt 
und die beitragsfreie Mitversi- 
cherung der Ehefrauen in der 
Krankenversicherung müsse ab- 
geschafft werden, erklärte er das 
Projekt, das in die Programmdis- 
kussion der SPD Eingang finden 
müsse. Gleiches gelte für das 
Ehegattensplitting bei der Berech- 
nung der Einkommensteuer. 


»So wird Geld gespart und den 
Frauen geholfen«, erklärte dieser 
Oberexperte der Sozialdemokra- 
ten. Die Abschaffung dieser Lei- 
stungen führe zu einer großen 
Einsparung bei der Sozialversi- 
cherung und damit zu niedrigeren 
Lohnnebenkosten. 


Außerdem führe das zu einer hö- 
heren »Frauenerwerbsquote« von 
gut ausgebildeten Fachkräften, 
auf die die Wirtschaft aufgrund 
des demographischen Wandels 
zunehmend angewiesen sei. 


Millionen Betroffene 


Zur Zeit beziehen nach Angaben 
der Rentenkasse 5.021.671 Frau- 
en eine Witwenrente. Von ihnen 
haben 1.434.457 (29 Prozent) 
daneben keine eigene Rente. Die 
Witwenrenten kosten derzeit rund 
34 Milliarden Euro pro Jahr. Die 
Zahl der beitragsfrei mitversicher- 
ten Ehepartner in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) be- 
trägt laut Gesundheitsministerium 
rund 5,6 Millionen. 


Na herrlich! 


Für einen alleinverdienenden 
Familienvater würde das doppelte 
Beiträge zur Krankenversicherung 
bedeuten, also weniger Nettoein- 
kommen. Da schuftet dieser Mann 
bis zum Umfallen, damit seine 
Frau gesunde Kinder erziehen 
kann, und wenn er dann umfällt, 
steht seine Frau, weil ihr die Kin- 
der wichtiger waren als ein eige- 
nes Einkommen, ohne Rente da. 


SPIEGEL DER ZEIT 


Dr. Rainer Wend, MdB (SPD), im Bild bei 
einer Rede vor der »American Chamber 
of Commerce in Germany« im Dezember 
2004. 


Also: Noch weniger Kinder, 
dafür eine bessere Ausbildung 
als die sowieso schon vorhan- 
denen fünf bis sechs Millionen 
Arbeitslosen, um überhaupt 
eine Anstellungschance zu ha- 
ben, und dann Vollberuf, um 
sich eine eigene Rente zu si- 
chern. 


Man muß sich nur wundern, 
daß es überhaupt noch Leute 
gibt, die diese Parteien wäh- 
len! 


ZUM WEINEN 


»In Mecklenburg-Vorpommern 
hat die kostspielige Grillparty, 
die Angela Merkel für den US- 
Präsidenten George W. Bush 
ausrichtete, für Unmut und 
neue Witze gesorgt. Da fragt 


etwa ein Kind mit Blick auf 
die Karniner Brücke: „Mama, 
warum wird die Brücke nicht 


repariert?“ und die Mutter 
antwortet: „Da ist der Bush 
schuld, der Besuch war so 
teuer!*« 

(aus einem Leserbrief an die UN) 
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Steuerreform: Immer auf die Kleinen 


ne We 


UN 9/2006 : Seite 3 


Nicht nur für die Waren, sondern auch auf die in ihren Preisen sowieso 
schon enthaltenen Steuern sollen wir ab 2007 noch mehr Steuern zahlen! 


F 


Die Volksverdummung 
mit »Prozentpunkten« 


Um welches Ausmaß es bei der 
für den 1. Januar 2007 beschlos- 
senen Mehrwertsteuererhöhung 
von 16 auf 19 Prozent geht, die ja 
besonders die kleinen Leute be- 
trifft, die ihr Geld bis auf den letz- 
ten Euro für die betroffenen Ver- 
brauchsgüter ausgeben müssen, 
ist den Wenigsten klar. 


Bei den Bundestagswahlen 2005 
wurde die CDU abgestraft, weil sie 
von zwei Prozentpunkten sprach, 
und die SPD beschwor, daß das 
mit ihr nicht zu machen wäre. 


Statt nach der Wahl ihr Verspre- 
chen einzulösen und in die Oppo- 
sition zu gehen, um glaubwürdig 
zu bleiben, schlug man dann rich- 
tig zu und erhöhte die Mehrwert- 
steuer um »drei Prozentpunkte«. 
Das ist allen bekannt, und das ha- 
ben die Bundesbürger geschluckt. 


Daß es sich in Wahrheit um 
eine Steuererhöhung von 18,7 


Prozent handelt, ruft bei den 
Meisten, denen man das sagt, 
im ersten Moment ungläubigen 
Zweifel hervor. Machen Sie ein- 
mal den Test im Familien- und 
Bekanntenkreis! 


16 Prozent 3 Prozent 


100 Prozent X Prozent 
16 x X 


100 x3 = 
X = 100 x 3 : 16 
X = 18,75 


Sie werden feststellen, daß die 
PISA-Studie nicht ganz Unrecht 
hat und staunen, wie viele Bür- 
ger auf den feinen Unterschied 
zwischen den zu Verdummungs- 
zwecken gebrauchten Begriff, es 
handele sich um »drei Prozent- 
punkte« hereingefallen sind. 


Völlig unbekannt ist den meisten 
Bürgern darüber hinaus, daß mit 
dieser 18,75-prozentigen Steuer- 


en 


erhöhung noch etwas anderes 
verbunden ist: 


Eine Steuererhöhung 
auf die Steuern! 


Im »Nettopreis« vieler Waren 
sind bekanntlich schon diverse 
Steuern enthalten, so die Mineral- 
ölsteuer, die Tabaksteuer und die 
Ökosteuer. Da die Mehrwertsteuer 
auf diesen Nettopreis aufgeschla- 
gen wird, kassiert der Staat also 
künftig noch mehr Steuern auf 
diese schon in den Warenpreisen 
enthaltenen Sondersteuern. 


Es ist wirklich erstaunlich, 
mit welcher Duldsamkeit wir 
friedfertigen Deutschen diesen 
»Beutezug des Staates« (so 
der Bund der Steuerzahler) hin- 
nehmen, statt mit dem Ruf »Wir 
sind das Volk!« auf die Barri- 
kaden zu gehen, wie es Prof. 
Arnulf Baring schon vor Jah- 
ren forderte (siehe UN 12/2002) 
oder wie wir es jetzt in Ungarn 
erleben. 


DER STAAT AUF BEUTEZUG 
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EUROTOPIA wird immer teurer 


Eine Milliarde Euro jährlich allein zur Sprachentwirrung 


88500 TEURO pro Tag für 
Dolmetscher und Ubersetzer 


Die Europäische Union erweist sich immer mehr als ein babylo- 
nisches Utopia, das eines Tages nur auseinanderbrechen oder in 
einer Diktatur enden kann, in der die Vielfalt der Völker, ihre Spra- 
chen und Kulturen vom Untergang bedroht sind. 

Zu verdanken haben wir diesen Irrweg allen Bundestagsparteien 
gemeinsam, die uns in dieses Utopia geführt und uns jede Volksab- 
stimmung darüber verwehrt haben. 


Schon heute sind die Dolmet- 
scher- und Übersetzerkosten bei 
der Europäischen Kommission in 
Brüssel, im Rat und im Europä- 
ischen Parlament so explosions- 
artig gestiegen, daß überlegt wird, 
das Prinzip der Vielsprachigkeit 
aufzugeben. 


Inzwischen belaufen sich die 
Ausgaben auf rund eine Milliarde 
Euro im Jahr. 


Ein einziger Dolmetschertag in 
den 20 EU-Sprachen kostet nach 
einem neuen Bericht des europä- 
ischen Rechnungshofes 88 500 
Euro. Vor der im Jahre 2004 er- 
folgten EU-Erweiterung um zehn 
neue Länder und Sprachen lagen 
die Ausgaben noch bei 44 000 
Euro pro Tag. 


Parlament, Rat und Kommissi- 
on beschäftigen mittlerweile ein 
Heer von 4 000 Dolmetschern und 
Übersetzern, das jede einzelne 
Richtlinie, Verordnung oder Studie 
in eine vielsprachige Papierlawine 
verwandelt. 


Während die Dolmetscher mit 
rund 160 Millionen Euro im Jahr 
zu Buche schlagen, muß Brüssel 
für die Übersetzer sogar über 840 
Millionen Euro ausgeben. 


Wenn voraussichtlich am 1. Ja- 
nuar 2007 gegen den Willen der 
Mehrheiten in vielen Mitglieds- 
ländern auch noch Bulgarien und 
Rumänien als Mitglieder aufge- 
nommen werden und auf Wunsch 
Irlands auch noch das Gälische 
zur Brüsseler Arbeitssprache er- 
hoben wird, werden diese Kosten 
weiter in die Höhe schnellen. 


uropas 


nglück 
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(als Aufkleber erhältlich) 


»Wir stecken tief in 


der Sprachenfalle«, 


erklärte die CDU-Europaabge- 
ordnete und Haushaltsexpertin 
Inge Gräßle, für die die Berichte 
des Rechnungshofes ein »Doku- 
ment der Ratlosigkeit« sind. 


Daß der CDU-Kanzler Helmut 
Kohl einer der Hauptschuldigen 
ist, der uns in diese Falle geführt 
hat, die der SPD-Kanzler Gerhard 
Schröder noch weiter geöffnet hat, 
wird geflissentlich verschwiegen. 


Statt dessen wird überlegt, die 

meisten Sprachen auszuschlie- 
Ren: Die Ausgaben ließen sich 
drastisch kürzen, wenn das offizi- 
elle Europa nur noch in den drei 
gängigsten Amtssprachen Eng- 
lisch, Französisch und Deutsch 
diskutiere. 


Dann, so die Rechnungsprüfer, 
fielen für einen Dolmetschertag 
nur noch 9 000 Euro an. 


Die Verwirklichung solcher 
Pläne wäre ein weiterer Schritt 
in dem Plan, die Völker Europas 
vom Verständnis und von der 
Mitbestimmung der Brüsseler 
Gesetzgebung auszuschließen. 


Es mag ja sein, daß die meisten 
der 732 (!!!) Abgeordneten des 
EU-Parlaments eine dieser drei 
Sprachen bruchstückhaft beherr- 
schen oder erlernen können. Bei 
den nationalen Parlamenten, die 
pausenlos mit einer Flut von EU- 
Richtlinien bombardiert werden, 
die sie abzusegnen und in natio- 
nales Recht umzusetzen haben, 
kann man das schon nicht mehr 
voraussetzen, und noch weniger 
bei den betroffenen Bürgern der 
Länder, die sich den EU-Diktaten 
zu beugen haben, ohne sie zu 
verstehen. Um Kosten zu sparen, 
wurden solche Dokumente zuletzt 
noch nicht einmal ins Deutsche 
übersetzt. 


Daraufhin sah sich der deutsche 
Bundestagspräsident Dr. Lammert 
gezwungen, dem EU-Präsidenten 
Barroso am 16.3.2006 per Brief 
mitzuteilen (Kopie: UN-Archiv 
9063): 


»Der Deutsche Bundestag hat die 
feste Absicht, Verträge, Rechtsset- 
zungsakte und andere relevante 
europäische Dokumente nur dann 
zu behandeln, wenn sie und die zu 
ihrer Bewertung notwendigen Tex- 
te wie z. B. die Fortschrittsberichte 
von Beitrittskandidaten, Kommis- 
sionsarbeitstexte oder Texte zur 
Politikfolgenabschätzung in deut- 
scher Sprache vorliegen.« 


Für solche klaren Worte ist Herrn 
Dr. Lammert zu danken, sie än- 
dern jedoch nichts an dem Grund- 
übel dieses babylonischen Turm- 
baues in Brüssel, wo inzwischen 
bis zu 80 Prozent unserer Geset- 
ze bestimmt werden und das wir 
als größter Nettozahler am Leben 
erhalten bis — siehe oben! 


DIE EU IN DER SPRACHENFALLE 
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Wie steht es um unsere Volksvertretung? 


Eine kritische Betrachtung des Bundestages der BRD 


Der Auftrag: 
»Zum Wohle des 
deutschen Volkes!« 


Schon bei ihrem Amtsantritt lei- 
sten der Bundespräsident, der 
Bundeskanzler und die Bundesmi- 
nister den in Artikel 56 des Grund- 
gesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland festgelegten Amts- 
eid: 

»Ich schwöre, daß ich meine 
Kraft dem Wohle des deutschen 
Volkes widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm wen- 
den, das Grundgesetz und die 
Gesetze des Bundes wahren 
und verteidigen, meine Pflich- 
ten gewissenhaft erfüllen und 
Gerechtigkeit gegen Jedermann 
üben werde. So wahr mir Gott 
helfe.« 


Und laut Artikel 38 Satz 1 GG 
sind die Abgeordneten des Deut- 
schen Bundestages 


»...Vertreter des ganzen Vol- 
kes, an Aufträge und Weisun- 
gen nicht gebunden und nur ih- 
rem Gewissen unterworfen.« 


Angesehene Professoren, wie 
z.B. der bereits im Jahre 2003 
verstorbene Soziologe Erwin K. 
Scheuch oder der Verfassungs- 
rechtler Hans Herbert von Arnim, 
melden Zweifel an, ob die obenge- 
nannten GG-Artikel in der real exi- 
stierenden Parlamentspraxis noch 
beachtet werden. 


Für sie sind eine große Anzahl 
der Mitglieder des Bundestages 
»Diener vieler Herren«, die den 
verschiedensten Interessengrup- 
pen verpflichtet sind, aber zuneh- 
mend nicht mehr dem eigentlichen 
Souverän. Laut Professor von Ar- 
nim wird heute eine »Politik ohne 
Verantwortung, am Volk vorbei« 
betrieben. 


Doch es stellt sich hier die Frage, 
ob der Einfluß von Interessengrup- 
pen und die steigende Selbstbe- 
dienungsmentalität der Abgeord- 
neten alleine als Erklärung für die 


Kunstbeirat des Bundestages: Deutsches Volk 
nicht mehr gewollt 


(Titelbild der UN 1/2000) 


Schon am 2. November 1999 faßte der zwölfköpfige Kunst- 
beirat des Deutschen Bundestages in nicht öffentlicher Sit- 
zung den Beschluß, der Widmung über dem Portal des Deut- 
schen Reichstags auf dem Innenhof eine andere Widmung 
gegenüberzustellen: »Der Bevölkerung«. 


Damit zeige das Parlament, daß es sich zur »Korrektur der 
nationalistischen exklusiven Parole auf der Fassade des 
Reichstagsgebäudes bekennt«, freute sich der aus den USA 
angereiste »Berater« Hans Haacke, der keinen Zweifel dar- 
an ließ, daß damit eine Entwicklung zum Austausch der In- 
schrift am Hauptportal eingeleitet werden solle. 


Wir berichteten darüber in der UN-Ausgabe 1/2000, von 
der neue UN-Leser bei Interesse gerne Restexemplare an- 
fordern können. 


Wir kommen der Verwirklichung dieses Planes von Jahr 
zu Jahr näher: Von dem was außen dran steht, ist innen 
immer weniger drin. 


WAS MAN WISSEN MUSS 
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heutige Situation ausreichen, oder 
ob es nicht vielleicht eine weitere 
Erklärung gibt. 


Wenn den Abgeordneten von 
berufener Stelle eine verantwor- 
tungslose Politik attestiert wird, 
so muß man berücksichtigen, daß 
man Verantwortung nur für »et- 
was« — namentlich das deutsche 
Volk — übernehmen kann, das man 
sehr schätzt und dessen Nutzen 
man deshalb mehren und Scha- 
den von ihm abhalten möchte. 


Etwas pathetischer ausgedrückt 
könnten wir auch von der »Liebe 
zum deutschen Volk« sprechen, 
womit wir wieder bei dem ein- 
gangs zitierten Amtseid und dem 
deutschen Volk angelangt wären. 


Zwar gibt es durchaus verschie- 
dene Interpretationen des Begriffs 
»Volk«, aber die sehr allgemeine 
Definition des Begriffs als »Gruppe 
von Menschen mit einer gemeinsa- 
men Kultur, Sprache und Geschich- 
te« dürfte wohl selbst bei Kritikern 
auf wenig Widerstand treffen. 


Wie sieht es aber in dieser Hin- 
sicht aus mit den Mitgliedern 
des aktuellen, 16. Bundestages 
und wie werden die Interessen 
des deutschen Volkes durch sie 
vertreten? 


Um darüber aktuelle Informa- 
tionen zu erhalten, kann man am 
einfachsten die Netzseite des 
Deutschen Bundestages unter 
www.bundestag.de besuchen. 


Wer sich einmal die Mühe macht 
und sämtliche Biographien der 
614 Abgeordneten im Bundestag 
durchliest, wird schnell feststellen, 
daß es mit der »Liebe zum deut- 
schen Volk« zumindest bei einigen 
sogenannten Volksvertretern nicht 
weit her sein kann. 


rn Ulla Jelpke 


Ulla Jelpke 
(DIE LINKE), 
y die den Bun- 
| destag haupt- 
sächlich mit 
provozieren- 
den Anfragen 
und Verdächti- 
gungen gegen 
volkstreue Deutsche beschäftigt, 
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ist nebenberuflich Ressortleiterin 
für Innenpolitik der vom Verfas- 
sungsschutz beobachteten extrem 
linken Tageszeitung »junge Welt«. 


Beispiel Dr. Dehm-Desoi 


Mit dem Liedermacher Dr. Jörg- 
Diether Dehm-Desoi alias »Ler- 
ryn« (DIE LINKE) sitzt der Plat- 
ten-Manager vom vorbestraften 
Konstantin Wecker im Bundestag. 


Laut dem Hi- 
storiker Huber- 
tus Knabe soll 
Dr. Dehm-Desoi 
außerdem die 
»ehrenhafte« 
Aufgabe zuteil 

3 | geworden sein, 
für die Staatssicherheit der DDR 
Informationen über den damals 
unliebsamen Liedermacher Wolf 
Biermann zu besorgen. Wer jetzt 
davon ausgeht, daß diese beiden 
Abgeordneten die wenig rühmli- 
che Ausnahme von der Regel dar- 
stellen, liegt leider falsch. 


Beispiel G. Winkelmeier 


Mit dem fraktionslosen Gert Win- 
kelmeier (bis 1990 DKP-Mitglied, 
N im d für DIE LIN- 
KE) sitzt eben- 
falls jemand im 
Bundestag, der 
durch seine Mit- 
gliedschaft im 
VVN-BdA dem 
Verfassungs- 
schutz bestens 
bekannt sein 
dürfte und den die BILD-Zeitung 
als »Rotlicht-MdB« und »Puff- 
Politiker« bezeichnete, da er Ver- 
bindungen in die Bordell-Szene 
besitzt. 


Diese, nennen wir sie einmal 
»Ausfälle«, sind auch leider nicht 
auf die Mitglieder der Partei DIE 
LINKE beschränkt. 


Beispiel Volker Beck 


Der bekennende Homosexuelle 
Volker Beck (BÜNDNIS 90 / DIE 
GRÜNEN) sorgte erst Ende Mai 
für großes Aufsehen, als er an 
einer verbotenen Schwulen-De- 
monstration in Moskau teilnahm 
und dabei verletzt wurde. 


Bei solch einer Vertretung von 


»deutschen Interessen«, kann 
man sich gut vorstellen, daß ein 
Großteil der Deutschen darauf lie- 
bend gern verzichten würde! 


Und wir sind noch lange nicht am 
Ende. 


Beispiel Josef Winkler 


Der Grünen-Abgeordnete Josef 
Philip Winkler beschreibt seine 
politischen Ziele wie folgt: 


»...Ichwilleine weltoffene, soli- 
darische und multikulturelle Ge- 
sellschaft, die die ökologischen 
Aspekte mit an erster Stelle der 
Werteskala ansiedelt.« 


Wie sich das 
freilich mit dem 
Grundgesetz 
der Bundesre- 
publik vereinba- 
ren läßt, in dem 
nichts von einer 
»multikulturellen 
Gesellschaft« 
zu lesen ist, bleibt wahrscheinlich 
ein Geheimnis von Herrn Winkler. 


Abgesehen davon ist Herr Wink- 
ler zumindest in einem Aspekt ein 
»Diener vieler Herren«, denn er 
besitzt (wohlgemerkt als Vertreter 
des deutschen Volkes im Bundes- 
tag!) laut der Tagesschau sowohl 
einen deutschen als auch einen 
indischen Paß. 


Unvermeidlich stellt sich einem 
hier die Frage, wie man als Politi- 
ker z.B. den in der BRD lebenden 
Türken gegenübertreten will, die 
neben ihrer türkischen auch gerne 
noch die deutsche Staatsbürger- 
schaft hätten (in der BRD seit dem 
Jahre 2000 illegal). Wird jemand 
wie Herr Winkler in dieser Situa- 
tion wirklich ausschließlich an die 
Interessen des deutschen Volkes 
denken? 
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Josef Philip Winkler ist dabei nur 
ein Vertreter der stetig größer wer- 
denden Gruppe der Bundestags- 
abgeordneten mit Migrationshin- 
tergrund. 


Diese Gruppe macht im Bun- 
destag zur Zeit etwa ein bis zwei 
Prozent aus (genauere Angaben 
konnten aus den Netzseiten der 
Abgeordneten leider nicht gewon- 
nen werden) und wird seit 1.9.2006 
durch den in 
Teheran gebo- 
renen Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
verstärkt, der 
für den ausge- 
schiedenen Jo- 
sef »Joschka« Fischer nachrück- 
te. Nouripour ist bereits seit 2002 
Mitglied im Bundesvorstand von 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN und 
ist ebenso wie sein Parteifreund 
Winkler im Besitz der doppelten 
Staatsbürgerschaft. Seit 2002 
ist er sowohl iranischer als auch 
deutscher Staatsbürger. 


Es steht außer Frage, daß sich 

sicherlich auch ein »Deutscher mit 
Migrationshin- 
tergrund« mit 
der deutschen 
Kultur identifi- 
zieren und für 
die Belange 
des deutschen 
Volkes einset- 
zen kann. So ist 
z.B. der Vorsitzende der deutsch- 
indischen Parlamentariergruppe, 
Sebastian Edathy (SPD), Mit- 
glied im parlamentarischen Bei- 
rat des Volksbundes Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge. 


Allerdings ist bisher allen Bun- 
destagsabgeordneten mit Migra- 
tionshintergrund gemein, daß 
sie sich zwar für Zuwanderung, 
für eine multi-kulturelle Gesell- 
schaft und vor allen Dingen gegen 
»Rechts« engagieren, aber daß 
das deutsche Volk und seine In- 
teressen nur am Rande themati- 
siert werden. 


So ist Edathy im »Netzwerk Ber- 
lin« innerhalb der SPD aktiv, das 
sogar die Politik der SPD-Linken 


als zu »konser- 
vativ-traditio- 
nalistisch« kriti- 
sierte. Bis 2005 
war er Sprecher 
der Arbeitsgrup- 
pe »Rechts- 
extremismus« 
der SPD und 
sprach sich noch im Juli dieses 
Jahres zusammen mit seiner in 
Istanbul geborenen Parteifreundin 
Dr. Lale Akgün (ebenfalls MdB) 
für noch mehr Einwanderung aus. 


Beispiel Dr. Hakki Keskin 


Prof. Dr. Hakki Keskin (MdB, 
DIE LINKE) ist sogar Mitbegrün- 
der der »Türkischen Gemeinde 
in Deutschland« (TGD), die laut 
eigener Auskunft »für die recht- 
liche, soziale und politische 
Gleichstellung und Gleichbe- 
handlung der türkischen und 
der übrigen Einwandererbevöl- 
kerung in Deutschlandk« eintritt. 


Damit tritt 
langsam aber 
sicher ein, was 
Bevölkerungs- 
wissenschaftler 
wie Prof. Dr. 
Herwig Birg und 
Dr. Dr. Volkmar 
Weiß seit lan- 
gem vorhergesagt haben. 


Die »Deutschen ohne Migra- 
tionshintergrund« werden sich an 
den Gedanken gewöhnen müs- 
sen, eine Minderheit unter ande- 
ren in Deutschland zu werden, 
wenn sie nicht mehr die Kraft ha- 
ben, das Steuer herumzureißen. 


Mit der Erstarkung und politi- 
schen Anerkennung von Organi- 
sationen wie der »Türkischen Ge- 
meinde in Deutschland« wird eine 
eigene Partei auch nicht mehr 
lange auf sich warten lassen, die 
ausschließlich die Interessen der 
in Deutschland lebenden Auslän- 
der und »Deutschen mit Migra- 
tionshintergrund« vertritt und zu- 
mindest örtlich in absehbarer Zeit 
die stärkste Partei werden könn- 
te. Dafür sprechen alleine schon 
die Kinderlosigkeit der Deutschen 
ohne Migrationshintergrund, die 
Geburtenfreudigkeit der anderen 
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und das bevölkerungspolitische 
Versagen »unserer« Volksvertre- 
ter, die diese Entwicklung noch 
fördern. 


Zwar sitzt für die CDU/CSU- 
Fraktion noch niemand mit Migra- 
tionshintergrund im Bundestag, 
doch auch hier dürfte es sich nur 
um eine Frage der Zeit handeln, 
existiert doch längst innerhalb der 
CDU ein »Deutsch-Türkisches 
Forum« (DTF) mit etwa 300 Mit- 
gliedern. Und mit der gläubigen 
Muslimin Emine Demirbüken- 
Wegner (CDU) sitzt seit 2004 be- 
reits eine türkischstämmige Frau 
im CDU-Bundesvorstand. 


Frau Demirbü- 
ken-Wegner ist 
verheiratet mit 
dem evange- 
lischen CDU- 
Baustadtrat Mi- 
chael Wegner, 
tritt vehement 
für die doppelte 
Staatsbürgerschaft ein (sie selbst 
besitzt sie seit 1992) und schildert 
ihre Zukunftsvisionen für Deutsch- 
land folgendermaßen: 


»Ich wünsche mir, daß im So- 
zialamt Mutter Meier durch eine 
Afrikanerin ihre Sozialhilfelei- 
stung bezieht oder ein Türke 
im Bauamt in höchster Position 
sitzt (...) Warum kann eine Ta- 
gesschau-Sprecherin nicht tür- 
kischstämmig sein? Das wäre 
der Alltag, den ich mir für die 
Zukunft wünsche.« 


Wo bleibt bei solchen Zukunfts- 
visionen der Nutzen für das deut- 
sche Volk? Oder hat man im 
Bundesvorstand der CDU andere 
Prioritäten? 


Bei derzeit ein bis zwei Prozent 
Bundestagsabgeordneten mit 
Migrationshintergrund mag sich 
das hier gezeichnete Bild wie 
Schwarzmalerei anhören, doch 
die Tendenz ist klar zu erkennen. 
Und dabei ist der Bundestag nur 
die Spitze des Eisbergs. 


Unlängst hat sich ein partei- 
übergreifendes »Netzwerk türkei- 
stämmiger MandatsträgerInnen« 
gegründet, dem vor allem kom- 
munale Mandatsträger angehören 
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und das sich selbst als »Vertreter 
der in Deutschland lebenden Men- 
schen mit türkischem Migrations- 
hintergrund« versteht. 


Schön, daß wenigstens unsere 
türkischstämmigen Mitbürger nach 
dem alten Wort von Kaiser Wil- 
helm Il. handeln »Ich kenne keine 
Parteien mehr, ich kenne nur noch 
Deutsche«. Leider eben nur unter 
anderen Vorzeichen! 


So arbeitet z.B. auch das CDU- 
Mitglied Emine Demirbüken-Weg- 
ner in der »Türkischen Gemeinde 
in Deutschland« mit Prof. Keskin 
von DIE LINKE zusammen. 


Im Gegensatz zu den von man- 
chem Michel noch als »harm- 
los« empfundenen Verhältnis- 
sen im Bundestag brodelt es auf 
Orts- und Kreisverbands-Ebene 
der Parteien schon heftig. 


Wie »Der Spiegel« berichtete, 
wollten 200 türkische Aleviten 
Ende 2005 plötzlich gleichzeitig 
in den Hamburger Ortsverband 
Finkenwerder der CDU beitreten 
und die Zahl der Mitglieder so auf 
einen Schlag mehr als verdrei- 
fachen. Nur aufgrund von Unge- 
reimtheiten konnte dies durch den 
Landesmitgliedschaftsausschuß 
der Partei aufgehalten werden. 
Die meisten Antragsteller hatten 
weder ihren Wohnsitz in Finken- 
werder, noch arbeiteten sie dort. 


Weiter ging es mit dem Hambur- 
ger CDU-Ortsverband Billstedt. 
Dort traten 80 türkischstämmige 
Aramäer im Dezember 2005 der 
CDU bei, um den 31-jährigen 
Aramäer David Erkalp bei seiner 
Kandidatur für den Parteivorstand 
unterstützen zu 
können. Erfolg- 
reich, wie sich 
kurze Zeit spä- 
ter herausstell- 
te. Statt dem 
»Deutschen oh- 
ne Migrations- 
hintergrund« 
Niels Quistorff führt jetzt David 
Adnan Erkalp den Ortsverband. 
Das »Hamburger Abendblatt« zi- 
tiert das 75-jährige CDU-Mitglied 
Ruth Wunsch nach der Wahl fol- 
gendermaßen: »Das ist nicht mehr 
meine alte CDU. Ich kann nicht 
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»Niemand kann zwei Herren 
dienen: entweder er wird den 
einen hassen und den anderen 
lieben, oder er wird an dem ei- 
nen hängen und den anderen 


verachten.« 
(Matthäus 6,24) 


begreifen, was diese Menschen 
hier bei uns in der Partei wollen.« 


In Köln ist im April diesen Jahres 
der türkischstämmige Halil Ayde- 
mir von seinem Amt im Kreisvor- 
stand der CDU zurückgetreten, 
um Schaden von seiner Partei ab- 
zuwenden. Er hatte sich in einem 
Interview mit dem »Kölner Stadt- 
Anzeiger« schützend vor die als 
nationalistisch und antisemitisch 
geltende Organisation »Graue 
Wölfe« gestellt. 


Die Liste ähnlicher Vorfälle lie- 
ße sich wahrscheinlich endlos 
fortführen. Festzustellen bleibt: 
Die Bundesrepublik wird in ihren 
Grundfesten erschüttert und die 
Frage muß erlaubt sein, wann die 
Deutschen von ihrem in Artikel 20 
(4) des Grundgesetzes verbürg- 
ten Widerstandrecht endlich Ge- 
brauch machen. 


Wenn die deutschen Michel ohne 
Migrationshintergrund nicht bald 
aufwachen, wird es uns allen wie 
Frau Wunsch aus Hamburg ge- 
hen - unser Land werden wir nicht 
wiedererkennen. Wehe den Eltern, 
die sich über kurz oder lang vor 
ihren Kindern dafür rechtfertigen 
müssen. Der Islamwissenschaftler 
Bernhard Lewis wagt bereits die 
These, daß Europa in weniger als 
100 Jahren islamistisch sein wer- 
de. 


Bis eine Volksbewegung aller 
Deutschen ihr im Grundgesetz ver- 
bürgtes Recht in Anspruch nimmt, 
gilt unser langjähriger — bisher lei- 
der vergebliche — Aufruf von Jahr 
zu Jahr mehr: 


TAUSCHEN WIR 


die Politiker aus, bevor 


sie das deutsche Volk 


AUSTAUSCHEN 


als Aufkleber erhältlich 


Ein Vizekanzler, 
sein Eid 
und die Wirklichkeit 


PZN 


Müntefering 
will das Wahlrecht 
für alle Ausländer 


Die Rot-Grünen haben sich 
schon mit den millionenschwe- 
ren Einbürgerungskampagnen 
der vergangenen Jahre Hun- 
derttausende neue Wähler ge- 
sichert. 


Nun hat sich der bundesdeut- 
sche Vizekanzler der schwarz- 
roten Koalition sogar dafür 
ausgesprochen, allen in der 
Bundesrepublik wohnenden 
Ausländern das Wahlrecht ein- 
zuräumen: 


38 vom 
Franz 


Im »stern« Nr. 
14.9.2006 erklärte 
Müntefering: 


»Wer eine gewisse Zeit 
in einer Stadt oder Regi- 
on lebt, soll dort wählen 
dürfen.« 


Wenn wir diese Politiker 
weiterhin gewähren lassen, 
würden zuerst einzelne Stadt- 
bezirke und später ganze Ge- 
meinden und Städte mitten in 
Deutschland nicht mehr von 
Deutschen, sondern von aus- 
ländischen Mehrheiten regiert 
werden. 


Entspricht solche Politik 
dem Ministereid »zum Wohle 
des deutschen Volkes«? 


KOPIEREN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN 
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Wie ein Land ruiniert wird 


Die deutsche Jahrhundertkrise und ihre Bewältigung 


Im vergangenen Jahrhundert hatte 
die Welt mehrfach Anlaß, über die 
Deutschen zu staunen. Sie hatten 
als »verspätete Nation« schließ- 
lich doch die alte deutsche Klein- 
staaterei überwunden, die durch 
den ersten Dreißigjährigen Krieg 
für alle Zeiten — und vom Aus- 
land überwacht - festgeschrieben 
erschien. Sie hatten das Reich 
— wenn auch nur in kleindeutscher 
Form - wiederhergestellt und wa- 
ren vor 1914 zur bedeutendsten 
Wirtschaftsmacht der Welt gewor- 
den. 


Im ersten Abschnitt des zweiten 
Dreißigjährigen Krieges von 1914 
bis 1918 wurde ein Sieg der Deut- 
schen über die anderen vereinten 
Großmächte Europas nur durch 
den Eintritt der USA in den Krieg 
verhindert. 


Nach rund anderthalb Jahrzehn- 
ten teilweiser Besetzung und 
gnadenloser Ausbeutung gelang 
es Deutschland, die Fesseln des 
knebelnden Versailler Diktats zu 
sprengen, die Massenarbeitslo- 
sigkeit zu beseitigen, den volks- 
zerstörenden Klassenkampf durch 
ein Miteinander zu ersetzen und 
auf eigener Grundlage wieder 
eine gesunde Wirtschaft zu schaf- 
fen. Not und Pessimismus wurden 
in wenigen Jahren überwunden, 
die Geburtenzahlen stiegen, und 
das Volk sah voller Vertrauen in 
die Zukunft. 


Als 1939 die Auseinander- 
setzungen mit Polen durch die 
Kriegserklärungen Englands und 
Frankreichs und die spätere Ein- 
mischung der USA zum zweiten 
Teil des 1914 begonnenen Drei- 
Rigjährigen Krieges erweitert wur- 
den, hielt das Reich nahezu sechs 
Jahre lang den Angriffen der alli- 
ierten Allianz stand. 


1945 völlig zerstört, besetzt und 
demontiert, schaffte Deutschland 
dann in seinen einzelnen Teilen in- 
nerhalb eines Jahrzehntes mit dem 
Wiederaufbau aus dem Nichts ein 
Wirtschaftswunder und wurde in 


der Folgezeit zur Wirtschaftsloko- 
motive beider Machtblöcke, die 
die Sieger in Ost und West dann 
finanziell unterstützen mußte und 
bis heute den Hauptbeitrag für die 
Finanzierung der Europäischen 
Union und aller ihrer Beitrittskan- 
didaten leistet. 


Jede der vier letzten Generatio- 
nen der Deutschen vollbrachte so 
wirklich einzigartige Leistungen. 
Das deutsche Volk hatte mehr- 
fach gewaltige Schicksalsschläge 
überwunden, hatte sich jeweils 
als erneuerungsfähig und an die 
veränderten Verhältnisse anpas- 
sungsfähig gezeigt und hatte auch 
die entsprechenden Eliten zur 
Führung gefunden. Es hatte sich 
als junges, lebenstüchtiges Volk 
erwiesen, das immer wieder auf- 
stehen konnte, aus eigener Kraft 
und ohne fremde Hilfe die Zukunft 
zu meistern. 


Zu diesem weltweiten Staunen 
über solche Leistungen traten seit 
Jahrzehnten in der ganzen Welt 
ein zunehmendes Kopfschütteln 
und Verwundern über die sich 
steigernde Art und Weise, wie die 
Deutschen selbst ihre Gemein- 
schaft und deren Grundlagen zer- 
stören, wie sie wirklichkeitsfremd 
und unpolitisch geworden sind, 
wie ihre Eliten als »Gutmenschen« 
sich aller Welt verpflichtet fühlen, 
das Wohl und Wehe ihres eigenen 
Volkes vernachlässigen, wie sie in 
nie gekanntem Ausmaß die »Um- 
erziehung« verinnerlicht und über- 
steigert haben. 


Von ausländischen Politikern 
und Staatsmännern müssen sich 
die Verantwortlichen inzwischen 
sagen lassen, daß die Bundesre- 
publik durch die jahrzehntelange 
Vernachlässigung, ja Verteufelung 
einer volkserhaltenden Familien- 
und Bevölkerungspolitik zu einer 
Gefahr für Europa geworden ist 
und Deutschland auf dem Weg 
sei, politisch zu einer »Canos- 
sa-Republik« und wirtschaftlich 
zu einer »Bananen-Republik« zu 
werden. 


UN 92006 : Seite 9 


Ein Staatsrechtler 
zur Abschaffung 
unseres 
Staatsvolkes: 


»Strafwürdiger 
als Hochverrat!« 


»Es kann nicht 
angehen, daß wegen 
Vorbereitung eines 
hochverräterischen 
Unternehmens 
bestraft wird, wer 
die Staatsform der 
BRD abändern will, 
während der, der das 
deutsche Staatsvolk 
in der Bundesrepublik 
Deutschland 
abschaffen und durch 
eine multikulturelle 
Gesellschaft ersetzen 
und auf 
deutschem Boden 
einen Vielvölkerstaat 
etablieren will, 
straffrei bleibt. 
Das eine ist 
korrigierbar, 
das andere nicht 
und daher viel 
verwerflicher 
und strafwürdiger. 
Diese Rechtslage 
wird auch der 
Generalbundesanwalt 
nicht auf Dauer 
ignorieren können.« 
Der Staatsrechtler und ehe- 
malige Berliner Staatssekretär 


Dr. Otto Uhlitz in »Aspekte der 
Souveränität«, Kiel 1987 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Man lacht im Ausland über die 
dummen Deutschen, 


[I] die ohne Not auf ein Drittel ih- 
res rechtmäßigen Staatsgebietes 
und jahrhundertealten Siedlungs- 
raumes verzichten, 


[I] die die Vertreiberstaaten nun 
noch großzügig unterstützen und 
sich seit kurzem sogar gegen das 
Einklagen berechtigter Forderun- 
gen deutscher Staatsbürger wen- 
den, 


I die ihre Niederlage und Beset- 
zung 1945 als »Befreiung« anse- 
hen, 


I] die sich jeder Erpressung beu- 
gen und sich krummlegen, um die 
immer unverschämteren Forde- 
rungen von außen zu erfüllen, 


[] die stolz darauf sind, trotz der 
in den letzten Jahrzehnten ange- 
häuften ungeheuren Schuldenlast 
den »Zahlmeister« Europas zu 
spielen, 


[J die den Wohlstand einer gan- 
zen Generation für fremde Inter- 
essen verschleudern und Kriege 
fremder Mächte finanzieren. 


Was muß wohl in einem gebilde- 
ten und der Tradition seines Lan- 
des verpflichteten ausländischen 
Politiker vorgegangen sein, wenn 
er einem früheren Steinewerfer 
und Polizistenprügler, der ohne 
Schulabschluß und Berufsbewäh- 
rung deutscher Außenminister 
wurde, gegenüberstand? 


Was mußte ein fremder Diplomat 
denken, wenn ein vom Kommunis- 
mus geprägter grüner Bundesmi- 
nister stolz erklärte, er habe noch 
nie die deutsche Nationalhymne 
mitgesungen und werde das auch 
nie tun? 


Solche »Eliten« haben mit den 
übrigen 68ern in höchsten deut- 
schen Regierungsämtern zu der 
gegenwärtigen Krise von Volk und 
Staat wesentlich beigetragen. 


Diese Krise ist nicht nur eine 
wirtschaftliche, die sich nun auch 
in gefährlicher Weise wegen des 
lange zugelassenen Mißbrauchs 
auf das Gesundheits-, Sozial- und 
Rentenwesen ausgeweitet hat. 


Andere Bereiche wie die Bevöl- 
kerungspolitik, das Bildungswe- 


Unabhängige Nachrichten : Postfach 10 17 06 : D-46017 Oberhausen 


sen oder die allgemeine morali- 
sche Einstellung zu Pflichten und 
Werten sind wegen ihrer künftigen 
Auswirkungen noch wichtiger und 
weisen eine ähnlich katastrophale 
Lage aus. 


Man könnte beim Nachdenken 
über diese ganze sich in letzter 
Zeit beschleunigende Entwick- 
lung schier verzweifeln und das 
— von der Mehrzahl der Deutschen 
selbst mitverschuldete — Ende des 
deutschen Volkes erwarten. 


Doch das ist nicht nur unsinnig 
und fruchtlos, sondern auch un- 
würdig. Es geht darum, die Ver- 
hältnisse zu ändern. 


Dazu gehört zunächst, den Bür- 
gern die Lage in aller Deutlichkeit 
mit ihren Hintergründen klarzuma- 
chen, was weder die Politiker noch 
die Massenmedien tun. Nur wenn 
die Deutschen in breiter Masse 
die Hintergründe und Ursachen 
der Mißstände erkennen und dar- 
aus folgern können, welche Zu- 
kunft ihnen droht, sind sie für die 
notwendigen Veränderungen zu 
gewinnen. 


Alle unsere Politiker reden von 
»Reformen«. Dabei gab es nicht 
zu wenige, sondern zu viele fal- 
sche Reformen. Nicht ein »Re- 
formstau« ist daher abzubauen, 
sondern ein anderer Geist hat ein- 
zukehren. 


Die Deutschen werden auch die- 
se Krise meistern können, wenn 
sie dazu im Grunde ihres Wesens 
angepackt werden. Sie sind ein 
immer noch weitgehend leistungs- 
bereites Volk und haben sich ihren 
Idealismus teilweise noch bewahrt. 


Die gegenwärtig Regierenden 
haben zu einer wirklichen Erneue- 
rung weder den Willen noch die 
Kraft, vor allem fehlt ihnen zuneh- 
mend das dazu notwendige Ver- 
trauen des Volkes. 


Nicht von ungefähr ist die Wahl- 
beteiligung als Gradmesser die- 
ses Vertrauens in die Politiker 
der sogenannten »großen Volks- 
parteien« erschreckend zurück- 
gegangen. Diese Parteien haben 
sich längst vom Volk abgelöst, 
regieren gegen den von ihnen 
geschworenen Eid, für das Wohl 


Eine gefährliche und 
lähmende Mischung 
aus Ärger, Mißmut, 
Mißtrauen, aber 
auch resignierendes 
Schulterzucken greift 
immer mehr um sich. 
Die Unentschlossenheit 
der Regierenden und 
die Lähmung der 
Bürger sind jedoch 
genau das Gegenteil 
dessen, was wir für 
eine Krisenbewältigung 
benötigen. 
Ohne Rückbesinnung 
auf unsere eigenen 
Tugenden ist keine 
Rettung in Sicht. 
Die hausgemachten 
Ursachen der Krise 
sind korrigierbar, wenn 
kollektive Komplexe und 
Neurosen, politische 
Blockaden, ideologische 
Dogmen und 
Paragraphen beseitigt 
werden. Die deutsche 
Krise ist vor allem eine 
Krise der Politik! 
Werner Kunze, 


Autor des Buches 
»Die blockierte Gesellschaft« 


des deutschen Volkes zu sorgen 
und haben nur die Erhaltung ihrer 
Macht im Auge. 


Deutschland hat sicher die not- 
wendigen unabhängigen Charak- 
ter-, Wissens- und Geisteseliten 
für eine Erneuerung, sie werden 
zur Zeit durch die herrschende 
Polit-Kaste und den mit ihr ver- 
bundenen Massenmedien von der 
Mitwirkung ferngehalten. 


Nur eine wirklich volksbewußte 
politische Opposition zum herr- 
schenden Parteienkartell, die 
schonungslos mit den Tabus, den 
Vorurteilen und falschen Voraus- 
setzungen der in Berlin Regieren- 
den aufräumen würde, könnte das 
Schicksal noch wenden. 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Krankenkassenbeiträge steigen 
stärker als angenommen 


Die Lohnnebenkosten sollten 
sinken, damit mehr Arbeitsplät- 
ze entstehen, fabulierten die 
Parteien im Wahlkampf. 


Nun werden die Krankenkassen- 
beiträge in 2007 vermutlich stär- 
ker steigen, als ohnehin schon er- 
wartet. Nach einem Pressebericht 
vom 9.9.2006 wird der Finanzbe- 
darf der gesetzlichen Krankenkas- 
sen im Jahr 2007 voraussichtlich 
um 0,74 Prozentpunkte höher sein 
als in diesem Jahr, während die 
Bundesregierung noch mit einer 
Steigerung um 0,5 Prozentpunkte 
rechnet. Gründe seien die Mehr- 
wertsteuererhöhung und die Kür- 
zung der Bundeszuschüsse. 


Zur Zeit liegen die Beiträge im 
Schnitt bei 14,2 Prozent vom Brut- 
tolohn. 


Nicht angetastet wird die seit 
Jahrzehnten aufgrund von Staats- 
verträgen mit der Türkei und den 


Balkanländern bestehende ge- 
setzliche Verpflichtung der Kran- 
kenkassen, auch weiterhin sogar 
für die in ihrer Heimat lebenden 
Eltern hier versicherter Ausländer 
zu zahlen, während die Parteien in 
Aussicht nehmen, sogar die Ehe- 
frauen von Versicherten beitrags- 
pflichtig zu machen. 


Die »Gesundheitskarte« 
wird ein Milliardengrab 


Die geplante Einführung der 
elektronischen Gesundheitskarte 
wird möglicherweise viel teurer 
als vorgesehen. Statt der rund 1,4 
Milliarden Euro, von denen das 
Bundesgesundheitsministerium 
ausgegangen sei, würden es 3,9 
Milliarden Euro sein, im ungünstig- 
sten Fall sogar sieben Milliarden 
Euro. Das berichtete die »Frank- 
furter Allgemeine Sonntagszei- 
tung« unter Berufung auf neue 
Berechnungen. 
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Seit Eugen Roth gibt es bei allen 
sogenannten Gesundheitsrefor- 
men offenbar nichts Neues: 


Ein Mann, der eine ganze Masse 

Gezahlt hat in die Krankenkasse, 
Schickt jetzt die nötigen Papiere, 
Damit auch sie nun tu das ihre. 


Jedoch er kriegt nach längrer Zeit 
Statt baren Gelds nur den Bescheid, 
Nach Paragraphenziffer X 
Bekomme vorerst er noch nix, 
Weil, siehe Ziffer Ypsilon, 

Man dies und das gestrichen schon, 
So daß er nichts, laut Ziffer Z, 
Beanzuspruchen weiter hätt. 


Hingegen heißt’s, nach Ziffer A, 
Daß er vermutlich übersah, 

Daß alle Kassen, selbst in Nöten, 
Den Beitrag leider stark erhöhten 
Und daß man sich, mit gleichem Schreiben, 
Gezwungen seh, ihn einzutreiben. 


Besagter Mann denkt, krankenkässlich, 
In Zukunft ausgesprochen häßlich. 


Eugen Roth 


UN-Bestell-Telefon 


Liebe Leser, ganz privat: 


Wählertäuschung ist in der BRD kein strafbarer Wahlbetrug 


(0208) 84 01 32 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 

D-46017 Oberhausen 

Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


In Ungarn hat die Lügenbeichte des Ministerpräsidenten in diesen Tagen 
zu einem Proteststurm geführt. 


»In Europa hat man einen solchen Blödsinn, wie wir ihn gemacht haben, 
noch in keinem anderen Land gemacht. 

In den letzten anderthalb, zwei Jahren haben wir nur gelogen. Es war 
vollkommen klar, daß es nicht stimmt, was wir sagen.« 


Natürlich sollte dieses Eingeständnis des ungarischen Ministerpräsiden- 
ten Ferenc Gyurcsany öffentlich nicht bekannt werden, wurde es dann 
aber doch. 


In Deutschland hat das höchst öffentliche Eingeständnis des SPD-Vor- 
sitzenden und Vizekanzlers Franz Müntefering, daß man nach der Wahl 
nicht mehr daran gebunden sei, was man vor der Wahl versprochen 
habe, kaum jemanden aufgeregt. »Wahlbetrug« in dieser Form ist auch 
nicht strafbar. In den Paragraphen 107-108 des Strafgesetzbuches sind 
Wahlbehinderung, Nötigung, Bestechung und Wahltäuschung zwar mit 
Strafe bedroht, es heißt aber ausdrücklich: »Dagegen genügt es nicht, 
daß jemand durch falsche Wahlpropaganda veranlaßt wird, in einem 
bestimmten Sinne zu wählen.« 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Juli 2005: 
Juli 2006: 


38,58 Millionen ” 
38,92 Millionen ? 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Mai 2006: 4.535.317 ” 


August 2006: 4.371.656 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Mai 2006: 1.535.641 ” 


(aktuellere Daten wurden noch nicht veröffentlicht) 


Arbeitssuchende: 
Mai 2006: 
August 2006: 


Offene Stellen: 
Mai 2006: 
August 2006: 


Staatsverschuldung: 
1.524.973.797.614 Euro ” 


5.833.654 ” 
5.693.420 ” 


565.431 ” 
618.690 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
2.113 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
19.8.2006: 


19.9.2006: 


18.418?) 
18.484 °) 


® Bundesagentur für Arbeit, 19.9.2006 
2) Statistisches Bundesamt, 31.8.2006 
3) www.steuerzahler.de, 19.9.2006 
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TV-Trainingskurse zur 
Wahlberichterstattung 


Im Vorfeld der Wahlen in Berlin und 
Mecklenburg-Vorpommern, als sich 
abzeichnete, daß die NPD über 
fünf Prozent gewinnen und damit 
in die Parlamente kommen könnte, 
hatte ZDF-Chefredakteur Nikolaus 
Brender seine Mannschaft zum 
Training abkommandiert. 


»Wir haben aus den letzten Run- 
den mit deren Parteivertretern da- 
zugelernt. In mehreren Workshops 
haben wir uns sowohl über Inhalte 
als auch über Verhalten und Takti- 
ken der NPD und der Rechtsextre- 
men kundig gemacht. Das Training 
von Reportern, Moderatoren und 
Redakteuren wird uns in die Lage 
versetzen, mit den Vertretern der 
Rechtsextremen sachkundig und 
situationsgemäß umzugehen. In 
den Workshops haben Experten, 
Journalisten, Aussteiger aus der 
rechten Szene und auch Interview- 
partner ihren Teil gespielt, damit 
unsere Journalisten auf alle Vari- 
anten der möglichen Diskussion 
eingestellt sind. Wir haben aus der 
Vergangenheit gelernt ...« 

(Zitat aus BerlinerTagesspiegel, 16.9.2006) 


Wir dachten bisher, eine öf- 
fentlich-rechtliche Fernsehan- 


stalt, die ihre Gebühren auch 
von den NPD-Wählern eintreibt, 
sei zu einer unabhängigen Be- 
richterstattung verpflichtet! 


Öffentlicher Dienst wirbt 
um Ausländer 


BERLIN. Berlin will mit Hilfe einer 
Werbekampagne den Anteil von 
Ausländern im öffentlichen Dienst 
der Stadt erhöhen. 


Unter dem Motto »Berlin braucht 
dich!« soll mit Plakaten und Hand- 
zetteln über die Ausbildungsmög- 
lichkeiten im Staatsdienst infor- 
miert werden. 


»Wir brauchen mehr Menschen 
mit interkultureller Kompetenz im 
öffentlichen Dienst«, sagte der 
Berliner  Integrationsbeauftragte 
Günter Piening. Andernfalls wären 
die Ämter bald nicht mehr funk- 
tionsfähig. 


Wir dachten bisher, daß Ausbil- 
dungsplätze an allen Ecken und 
Enden fehlen und selbst Schul- 
abgänger mit besten Zeugnis- 
sen haufenweise vergebliche 
Bewerbungen schreiben. Nun 
wissen wir den Grund: Es fehlt 
ihnen die »interkulturelle Kom- 
petenz«! 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 


für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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